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Deutlich weniger 
Asylsuchende 

Bern (AP) Die klar rückläufige Ten­
denz bei den Asylgesuchen hält an. Im 
April stellten 948 Asylbewerber ein Ge­
such, wie das Bundesamt für Flüchtlinge 
(BFF) am Donnerstag mitteilte. Damit 
wurden erstmals seit vier Jahren wieder 
weniger als tausend Asylgesuche in einem 
Monat entgegengenommen. In den er­
sten vier Monaten des laufenden Jahres 
wurden 7854 Gesuche eingereicht, das 
sind gut halb soviele wie vor einem Jahr.  

A m  zahlreichsten suchten in den ersten 
vier Monaten des Jahres Menschen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien um Asyl 
nach, sie stellten 3089 oder 40 Prozent 
aller Gesuche. Die nächstgrösseren 
Gruppen waren die Tamilen mit 1033 
(13%) und die Türken mit 881 (11%) 
Gesuchen. Während die Zahl der neuen 
Gesuche in den ersten vier Monaten im 
Vergleich zu 1991 von 15 909 auf 7854 
zurückging, steigerte das BFF die Zahl 
seiner Entscheide von 8756 auf 15 989. 

Die Entwicklung in der Schweiz sei 
eine Ausnahme, schreibt das BFF mit 
Blick auf andere westeuropäische Län­
der. Insbesondere in Deutschland wur­
den mit rund 100 000 Anträgen in den 
ersten drei Monaten des Jahres deutlich 
mehr Gesuche gestellt als vor einem Jahr. 

Gesetzliche Grundlage für die Förderung des öffentlichen Verkehrs 
Der Landtag wird sich in der nächsten Woche erneut mit dem Förderungsgesetz befassen - Neuer Entwurf der Kommission noch nicht veröffentlicht 

(G.M.) - Die Förderung des öffentli­
chen Verkehrs ist in den letzten Jahren 
durch verschiedene Massnahmen ange­
gangen worden. Die Ergebnisse sind in 
den steigenden Frequenzen und Benüt-
zerzahlen für die Postautos ablesbar. In 
der nächsten Woche wird sich der Land­
tag nochmals mit dem Gesetz über die 
Förderung des öffentlichen Verkehrs be­
fassen, damit eine gesetzliche Grundlage 
für die Durchsetzung des Verkehrskon­
zeptes aus dem Jahre 1988 geschaffen 
wird. Eine Kommission des Landtags hat 
sich seit dem vergangenen Frühjahr mit 
dieser Vorlage befasst und wird dem 
Landtag einen Bericht und Antrag vorle­
gen, der vorerst der Öffentlichkeit noch 
nicht vorliegt. 

Ausgangspunkt für die Vorlage der Re­
gierung war eine VU-Motion, die zur «ra­
schen und wirkungsvollen Umsetzung» 
des Konzeptes für den öffentlichen Ver­
kehr gesetzliche Grundlagen forderte. 
Während in der Vernehmlassung die Re­
gierungsvorlage nach Angaben der Re­
gierung recht positiv aufgenommen wur­
de, ergaben sich im Landtag bereits im 
Verlaufe der ersten Lesung eine Reihe 
offener Fragen von Seiten der VU-Frak-
tion. Nachdem die Regierung auf diese 
Anregungen einen ergänzenden Bericht 

erstellt hatte, ergab sich im Landtag vor 
der Detailberatung erneut eine Diskus­
sion, die mit der  Bildung einer Landtags­
kommission endete. 

Schwergewicht auf Bus-System 
Die Absicht des Förderungsgesetzes 

wird im Zweckartikel der Vorlage sicht­
bar, der in der Regierungsvorlage heisst: 
«Mit der Förderung des öffentlichen Ver­
kehrs soll ein möglichst hoher Anteil des 
motorisierten Privatverkehrs auf den öf­
fentlichen Verkehr verlagert werden.» 
Ausserdem wird in der Vorlage die Ab­
sicht bekundet, in Übereinstimmung mit 
dem Verkehrskonzept die Förderung des 
Bus-Systems voranzutreiben. Allerdings 
lässt die Regierung mit der  Formulie­
rung, dass «in erster Linie» der Ausbau 
des Bus-Systems zu erfolgen habe, die 
Möglichkeit zur Förderung auch anderer 
Verkehrssysteme zu. 
Einzelne Förderungsmassnahmen 

Die Regierungsvorlage, die von der  
Landtagskommission möglicherweise 
umgestaltet worden ist, enthält eine Rei­
he von einzelnen Förderungsmassnah­
men: Einerseits wird die Schaffung und 
Weiterentwicklung eines einfachen und 
allgemein verständlichen Liniennetzes, 
eines Taktfahrplanes sowie eines einfa­

chen und günstigen Tarifsystems ange­
sprochen, anderseits aber sind im Geset­
zesentwurf auch bauliche und verkehrsor­
ganisatorische Massnahmen aufgeführt, 
um nach Möglichkeit den Bus-Verkehr 
gegenüber dem motorisierten Privatver­
kehr zu bevorzugen, eine gute Erreich­
barkeit der Haltestellen sicherzustellen 
und diese Haltestellen benutzerfreund­
lich auszugestalten. Zudem stellt die Ge­
setzesvorlage die Forderung auf, dass bei 
der Planung von öffentlich zugänglichen 
Gebäuden und Anlagen darauf zu achten 
ist, dass sie mit öffentlichen Verkehrsmit­
teln zu erreichen sind. 

Problemlösung in Sicht? 
Obwohl die VU-Motion lediglich die 
Umsetzung des Verkehrskonzeptes ver­
langt hatte, gingen einzelne VU-Abge-
ordnete im Verlaufe der Eintretensdebat­
te mit ihren Forderungen weit über diese 
Zielsetzung hinaus. Der VU-Abgeordne-
te Oswald Kranz meinte, dass ein «Ver­
kehrskollaps eine Frage der Zeit» sei. Er 
bemängelte angesichts des laufend zuneh­
menden Verkehrsaufkommens, dass 
«keine Problemlösung in Sicht» sei, und 
stellte die Frage, «ob in Zukunft nicht 
unpopuläre oder spektakuläre wirksame­
re und vielleicht auch visionäre Lösungen 

Die vielfältigen historischen Schriftgut-Arbeiten wurden 1991 fortgesetzt 
Der Historische Verein f ü r  das Fürstentum Liechtenstein veröffentlicht Jahresbericht - Geschäftsstelle eingerichtet 

(M.) - Im Vorfeld der am 16. Mai 
stattfindenden Jahresversammlung hat 
der Historische Verein für das Fürsten­
tum Liechtenstein soeben seinen Jahres­
bericht 1991 veröffentlicht, aus dem ein 
vielfältiges Arbeiten an historisch wert­
vollem Schriftgut hervorgeht. Gleichsam 
rechtzeitig auf die Jahresversammlung 
hin hat zudem die Regierung kürzlich 
unter anderem (endlich) das Landesmu­
seum, den Sitz des 755 Mitglieder zählen­
den Historischen Vereins, unter Denk­
malschutz gestellt. 

Im Berichtsjahr konnte der Historische 
Verein gleich zwei Bände des Jahrbuchs 
der Öffentlichkeit übergeben, nämlich 
Band 89 mit Schwerpunkt «Liechtenstei­
ner Ärzte im 19. Jahrhundert» sowie 
Band 90, welcher der  liechtensteinischen 
Militärgeschichte gewidmet ist. 

Fortgeführt wurden die Arbeiten für 
das Historische Lexikon - hier wurden 
die Vorarbeiten für die historische Da­
tenbank abgeschlossen, so dass nun die 
konkrete Planung und Produktion begin­
nen kann - und für das Liechtensteiner 
Urkundenbuch, dessen 5. Band über die 
Quellen aus deutschen Archiven in die­
sem Frühjahr erscheinen soll. Beim 
Liechtensteiner Namenbuch konnten die 
Feldaufnahmen für die Erhebung der 
Flur- und Geländenamen im Berichtsjahr 
abgeschlossen werden. Als letzte Flurna­
menkarte konnte im vergangenen Okto­
ber jene von Gamprin veröffentlicht wer­
den. Die Archivaufnahmen wurden auch 
dieses Jahr fortgesetzt. Erste Überlegun-
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gen zum zweiten Teil des Namenbuches, 
den Personennamen, wurden angestellt, 
wegen der knappen finanziellen Mittel ist 
jedoch zur Zeit eine Bearbeitung nicht 
möglich. Aus denselben Gründen ist im 
Moment auch die Herausgabe einer Lan­
desflurnamenkarte als Zusammenfassung 
der elf lokalen Flurnamenkarten nicht 
realisierbar. 

Zuordnung der Archäologie 
Nicht realisiert werden konnte im Be­

richtsjahr die seit langem angestrebte 
rechtlich-organisatorische Zuordnung der  
Archäologie. Die Mitarbeiter (11 Perso­
nen im Berichtsjahr) sind zum grössten 
Teil vom Historischen Verein im Stun­
denlohn angestellt. Einen Schwerpunkt 
der Archäologie bildete auch im Berichts­
jahr die Bauüberwachung. Unter ande­
rem wurden im Ruggeller Riet alte 
Baumstämme gefunden, die um 2900 bis 
2600 v.Chr. gestanden haben sollen. In 
Gamprin wurden eine neuzeitliche Brun­
nenstube entdeckt sowie ein altes Stras-
senniveau freigelegt. 

Errichtung einer Geschäftsstelle 
Nachdem an der letzten Jahresver­

sammlung die Schaffung einer vorerst 
halbtägig besetzten Geschäftsstelle be-

Das um 1500 errichtete Landesmuseum in Vaduz, Sitz des Historischen Vereins, wurde 
kürzlich von der Regierung unter Denkmalschutz gestellt. (Archivbild) 

schlössen worden war, begann im letzten 
Oktober Veronika Marxer mit dem Auf­
bau dieser Geschäftsstelle. Das Büro be­
findet sich im Mehrzweckgebäude der 
Pensionsversicherung für das Staatsper­

sonal in Triesen, wo nun mit dem Namen­
buch, dem Historischen Lexikon und der 
Archäologie alle Ableger des Histori­
schen Vereins unter einem Dach verei­
nigt sind. 

Integration: Auf jede Europa-Frage eine Antwort 
Bund will schwergewichtig in den nächsten Monaten Basisinformationen vermitteln - Computer-Diskette 
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Bern (AP) «Auf jede Europa-Frage 
eine Antwort» - unter diesem Motto will 
der Bund schwergewichtig in den kom­
menden Monaten Basisinformationen 
über Europa vermitteln. Zu der bereits 
vorhandenden Broschüre und den Doku­
mentationen kommen in den nächsten 
Wochen eine Populärfassung der EWR-
Botschaft und eine für Personalcomputer 
bestimmte Computer-Diskette hinzu. 
Geplant ist auch ein «Europa-Telefon», 
wie Urs Ziswiler vom Integrationsbüro 
der AP erklärte. 

Spätestens seit Bundesrat Jean-Pascal 
Delamuraz am vergangenen Samstag in 
Porto die Unterschrift unter den Vertrag 
über  einen Europäischen Wirtschafts­
raum (EWR) gesetzt hat, ist klar, dass 
der europäische Binnenmarkt auch für 
jene Stimmberechtigten zum Thema 
wird, die sich angesichts der langwierigen 
Verhandlungen kaum dafür interessiert 
hatten. I m  Integrationsbüro im Bundes­

haus Ost ist bereits heute ein Informa-
tionspaket verfügbar, das gut anderthalb 
Kilogramm Papier umfasst. A m  bekann­
testen ist die Broschüre «Der schweizeri­
sche Weg in die Zukunft», von der bereits 
über 150 000 Exemplare verteilt wurden. 
Weiter findet sich darin die «EWR-Do-
kumentation» mit Merkblättern zu 31 
Themen. Näher am Alltag ist das 39 Sei­
ten umfassende «EWR praktisch», das 
die Auswirkungen des Binnenmarktes für 
einzelne Gruppen wie Arbeitnehmer, 
Konsumenten, Bauern oder  Transport­
unternehmer aufzeigt. 

Anfang Juni soll eine etwa 30seitige 
leichtverständliche Fassung der EWR-
Botschaft des Bundesrates dazukommen, 
die in Grossauflage erscheinen soll und 
für weiteste Bevölkerungskreise be­
stimmt ist, wie Ziswiler ankündigte. Ende 
Juni soll eine Computer-Diskette fertig 
sein, die vor allem für Oberstufen- oder 
Berufsschüler sowie Studierende gedacht 

ist. A u f  der Diskette wird nicht nur über 
den EWR,  sondern generell über die eu­
ropäische Integration informiert. Eine 
ähnliche Diskette sei bereits in Österreich 
erfolgreich getestet worden. Das Integra­
tionsbüro will auch ein «Europa-Telefon» 
einrichten, bei dem alle Interessierten 
Fragen stellen können. Bevor jedoch der 
«heisse Draht» voraussichtlich im Früh­
sommer geöffnet werden kann, müssen 
mindestens 20 Temporärangestellte aus­
gebildet und ein Programm zum Nach­
schlagen im Computer erarbeitet werden, 
wie Ziswiler erläuterte. Am Telefon sol­
len dann jeweils vier bis fünf Auskunfts­
personen gleichzeitig arbeiten. In  den 
kommenden Monaten wird auch der 
Messenstand, der an der MUBA in Basel 
gezeigt wurde und zurzeit an der B E A  in 
Bern steht, Weiterreisen: I n  der Sommer­
pause wird e r  im Parlamentsgebäude in 
Bern und im Herbst am Comptoir Suisse 
in Lausanne und an der OLMA in St. 
Gallen zu sehen sein. 

diskutiert werden müssen». Der  VU-Ab-
geordnete Dr. Helmuth Matt, der an­
schliessend zum Kommissionspräsidenten 
bestellt wurde, bezweifelte gar, «dass die­
ses Gesetz im jetzigen Rahmen etwas be­
wegen oder bewirken kann.» 

Umweltschutzgesetzgebung 
berücksichtigen 

Seine Kritik an der Vorlage setzte sich 
in einer Diskussion vor der Detailbera­
tung fort, als e r  forderte, im Gesetz sollte 
die Umweltgesetzgebung eine bessere 
Ausgestaltung erhalten. Seine Forderung 
galt auch dem verstärkten Einbezug der 
Gemeinden bei der  Feinverteilung in den 
Ortschaften. Ohne eine Ortsfein Vertei­
lung, meinte er, werde die zukünftige 
Akzeptanz des öffentlichen Verkehrs auf 
schwachen Füssen stehen. Im Pressege­
spräch dieser Woche erklärte Regie­
rungsrat Wilfried Büchel dazu, dass die 
Gemeinden den Gedanken der Feinver­
teilung in den grösseren Ortschaften posi­
tiv aufgenommen hätten, doch werde sich 
in Zukunft weisen, was daraus entstehen 
werde. Die Landtagskommission hat in 
dieser Hinsicht möglicherweise etwas 
Neues geschaffen, doch liegt der Kom­
missionsbericht vorerst noch unter Ver­
schluss. 

Suchtprävention 
an den Schulen 

(pafl) - Die Regierung hat der Weiter­
führung der Suchtprävention an den Pri­
mär- und Sekundärschulen zugestimmt. 
Die Kampagnen «Gesundheitstage an 
den Primarschulen» und «Schulklima in 
der Realschule» ergeben Kosten von ins­
gesamt Fr. 15 000.-. 

1991 wurde auf Beschluss der  Regie­
rung in den Schulen eine Kampagne ge­
gen das Rauchen durchgeführt. Aufgrund 
der positiven Rückmeldungen der Leh­
rerschaft begrüssen die Sozial- und Prä­
ventivmedizinische Dienststelle und das 
Schulamt die Weiterführung dieser 
Suchtprävention. 

Tankstellen werden 
zügig saniert 

Zürich (AP) Die vom Bund auferleg­
ten Massnahmen zur Rückhaltung von 
Benzindämpfen beim Treibstoffumschlag 
werden nach Angaben der Erdölindustrie 
zügig verwirklicht. Die bis anfangs dieses 
Jahres erfolgten Sanierungen von Tank­
stellen und Tanklagern bewirkten eine 
Reduktion von 25 Prozent, wie die Erdöl-
Vereinigung am Donnerstag in Zürich 
bekanntgab. Bis Ende Jahr soll fast die 
Hälfte der  Benzindämpfe zurückgehalten 
werden. 

Seit 1. März 1992 sind die Bestimmun­
gen der  revidierten Luftreinhalte-Verord­
nung für die Rückhaltung von Kohlen­
wasserstoff* Emissionen aus dem Benzin­
umschlag in Kraft. Insgesamt haben die 
bis zum 1. Januar 1992 getroffenen Mass­
nahmen eine Emissionsreduktion von 
rund 25 Prozent bewirkt, die bis anfangs 
1993 auf 49 Prozent ansteigen wird. 

Wir helfen mit 
Rat and Tat 

beim Geschenk 
zam Mattertag 

Jeden Freitag Abendeinkauf bis 2 0 . 0 0  U h r  
Samstag durchgehend geöffnet bis 1 6 . 0 0  U h r  


